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Vorwort  
 

Das Jahr 2015 wurde durch die eidgenössischen Wahlen vom 18. Oktober geprägt. 

Die SVP erzielte einen Wähleranteil von 29,4% und erreichte damit einen histor i-

schen Höchststand. Noch nie hat eine Partei in der Schwei z im Proporzwahlsystem 

einen höheren Wähleranteil erzielt. Im Ständerat konnte die Sitzzahl gehalten we r-

den. Den erfolgreichen Abschluss fand das Wahljahr im Dezember mit der Wahl e i-

nes zweiten SVP -Bundesrates in die Landesregierung. Mit Guy Parmelin wurde  

erstmals ein SVP -Vertreter der Suisse Romande in den Bundesrat gewählt. Bunde s-

rat Ueli Maurer wurde mit einem guten Ergebnis im Amt bestätigt. Die erfolgreich 

abgeschlossenen Wahlen sind eine Verpflichtung und bringen zusätzliche Veran t-

wortung gegenüber d en Wählerinnen und Wählern.  

 

Die  SVP war auch im Jahr 2015 erneut gezwungen, den Weg über das Volk einz u-

schlagen, da sie im von Mitte -Links -Mehrheiten geprägten Parlament in zentralen 

Fragen in die Minderheit versetzt wurde. So wurde im März die Volksiniti ative 

ĂSchweizer Recht statt fremde Richter (Selbstbestimmungsinitiative)ñ lanciert. Diese 

soll sicherstellen, dass Volksentscheide wieder umgesetzt werden und dass dem o-

kratisch bestimmtes Schweizer Verfassungsrecht dem nicht zwingenden, internati o-

nalen Re cht vorgeht. Gegen Ende Jahr ergriff die SVP zudem das Referendum g e-

gen die untaugliche Revision des Asylgesetzes, welche Gratis -Anwälte für alle Asy l-

bewerber und die Möglichkeit der Enteignung von Privaten für Asylunterkünfte vo r-

sieht.  

 

Das ganze Jahr 201 5 war stark geprägt durch massive Migrationsströme in Richtung 

Europa. Akzente setzte die SVP neben der Migrationspolitik unter anderem im B e-

reich der Stärkung der Wirtschaft und der Deregulierung. Zu diesem Thema präse n-

tierte die Partei im Frühjahr gemein sam mit FDP und CVP ein Massnahmenpaket. 

Weitere Schwerpunkte bildeten der Kampf gegen einen schleichenden EU -Beitritt 

und der Einsatz für eine glaubwürdige Landesverteidigung, der genügend Mittel zur 

Verfügung stehen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Martin Baltisser  

Generalsek retär  
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I.  ERFOLGSBILANZ  
 

1. Das Jahr 201 5  im Rüc k blick  
 
 

JANUAR  

 

 

9 . und 10 . Januar 201 5 : Die  Parteikader der SVP Schweiz versa m-
meln sich  zu ihrer traditionellen Arbeitstagung in Horn (TG)  
Die ĂBad Hornñ-Tagung 2015 widmet sich der Frage, wie die Schweiz i hre wir t-

schaftliche Attraktivität behalten und ausbauen kann. Nebst einem Referat, das e i-

nen Vergleich zu den Standorten Deutschland und Frankreich zieht, spricht am er s-

ten Tag der Veranstaltung in Horn der Verwaltungsratspräsident R. Dörig des grös s-

ten St ellenvermittlers aus der Praxis über die Erfolgsfaktoren und Gefahren für die 

Schweiz. Am zweiten Tag wenden sich die Teilnehmer der Umsetzung des Verfa s-

sungsart ikels zur Steuerung der Zuwanderung und dem Verhandlungsspielraum der 

Schweiz mit der Europäisc hen Union zu. Zu möglichen Verhandlungspositionen 

spricht Prof. Dr. Michael Ambühl, Professur Verhandlungsführung von der ETH Z ü-

rich .  

 

 
Ein Vergleich der Wirtschaftsstandorte Schweiz und Deutschland / Frankreich ï Warum Selbstbesti m-
mung der Schweiz wicht ig ist. Dazu spricht Prof. Dr. Franz Jaeger, Volkswirtschaft, Universität St. Ga l-
len.  
 

Delegiertenversammlung in Locarno (TI) vom 24. Januar 2015  
ĂTiefe Steuern, Geb¿hren und Abgaben f¿r alleñ 

Die SVP fasst  an ihrer Delegiertenversammlung in Locarno ihre P arolen zum A b-

stimmungswochenende vom 8. März. Sie stellt sich mit 285 zu 6 Sti mmen hinter 

den Bau eines zweiten Gotthard -Strassentunnels, da dieser die Siche rheit für die 

Autofahrer ma ssiv erhöhen würde. Die Familieninitiative der CVP heisst sie mit 144 

zu 96 Stimmen gut. Die gr¿nliberale Initiative ĂEnergie- statt Mehrwer tsteuerñ lehnt 
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die SVP mit 279 Stimmen zu 1 ab, da sie Unsicherheit und grosse Nachteile für F a-

milien, das Gewerbe und die Exportwirtschaft schaffen würde.  

 

 
Delegierte an der Delegierten versammlung in Locarno.  

 

 

FEBRUAR  

 

 

Wahlen im Kanton Baselland  
Am 8. Februar feiert die SVP Baselland Sitzgewinne  

Thomas Weber schafft es im b¿rgerlichen Ă4er Pªckliñ mit FDP und CVP in den Re-

gierungsrat. Erstmals seit 90 Jahren ist die SP nicht mehr in de r Regierung vertr e-

ten.  

Im Landrat gewinnt die SVP 4 Sitze  und hat neu  28 Sitze, Grün ( -4) und BDP ( -3, 

ve rbleib: 1 Sitz) verlieren massiv.  

 

 

15 . SVP - Jasscup vom 2 1 . Februar 201 5  
Am diesjährigen , 15. SVP -Jasscup im Casino Herisau (AR) nehmen  über 350 Jasser  

aus der ganzen Schweiz teil. Sie fordern  SVP-Präsident Toni Brunner und andere 

National -  und Ständeräte der SVP beim Jassen heraus . 
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Konzentriert: Was ist die richtige Strategie  auch beim Jassen ? 

 
 
Delegiertenversammlung in Nottwil  ( LU ) vom 2 8. Februar  2015  
ĂSVP ï die Partei für die Schweiz ñ 

Die SVP verabschiedet  an ihrer Delegiertenversammlung vom 28. Februar in Nottwil 

(LU) ihr Programm der nächsten vier Jahre . Darin bringt  sie ihre Positionen auf den 

neuesten Stand und bestätigte ihre l iberal -konserva tive Ausrichtung. Das mit dem 

Titel ĂSVP ï die Partei f¿r die Schweizñ ¿berschriebene Dokument ist ab April ver-

fügbar.  Erstmals tritt sie mit der neuen Bühne auf . 

 

 
Moderner und frischer: D ie SV P präsentiert nebst neuem  Parteiprogramm ihre neue  Bühne . 
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MÄRZ  

 
 

   Eidgenössische Abstimmung vom 8. März 2015  

 

Volksinitiative ĂFamilien stªrken! Steuerfreie Kinder-  und Ausbildungsz u-

lagenñ 

Die Volksinitiative ĂFamilien stªrken! Steuerfreie Kinder- und Ausbildungszul agenñ 

wird  klar abgelehnt. Die SVP hat  die Ini tiative unterstützt, in der Überzeugung, dass 

Familien mit Kindern mehr Geld zum Leben bleiben soll und so auch die Wir tschaft 

gestärkt wird. Die SVP wird sich ï gerade in der gegenwärtigen schwierigen wir t-

schaftlichen Situation und Euro -Schwäche -  weiterh in dafür einsetzen, dass das 

Geld bei den Steuerzahlerinnen und Steuerzahlern bleibt, statt im ausufernden 

Verwaltungsapparat und in überteuerten Löhnen des Bun despersonals zu vers i-

ckern.  

 

Volksinitiative ĂEnergie-  statt Mehrwertsteuerñ 

Die unsinnige Volks initiative ĂEnergie- statt Mehrwertsteuerñ erleidet  klar Schiff s-

bruch. Die Stimmbürgerinnen und -bürger erkennen  die Schädlichkeit di eser neuen 

Energiesteuer und sprechen sich klar gegen Steuerhöhungen auf Be nzin, Diesel, Öl 

und Gas aus . Der Versuch, Energ ie künstlich zu verteuern, ve rfängt  auch dieses Mal 

nicht, so wie das Volk bereits vor gut zehn Jahren eine Energielenkungsabgabe und 

die Initiative ĂEnergie statt Arbeit besteuernñ abgelehnt hatte.  

 

 

Medienkonferenz vom 10. März  

ĂBeginn Unterschriftensammlung Volksinitiative ĂSchweizer Recht statt 

fremde Ric hter (Selbstbestimmungsinitiative)ñ 

Die SVP lanciert  anlässlich einer Medienkonferenz in Bern die Unterschriftensam m-

lung der im Bundesblatt verºffentlichten Volksinitiative ĂSchweizer Recht statt 

fremde  Richter (Selbstbestimmungsinitiative)ñ. Die Schweizer Stimmb¿rgerinnen 

und Stimmbürger haben in der Schweiz das letzte Wort. Volk und Kantone (Stände) 

bestimmen, was in der Schweiz als höchstes Recht gilt. Sie sind der Souverän, die 

oberste rechtsetzende Gewalt im Land. Sie sind der Verfassungsgeber. Damit sind 

wir sehr gut gefahren. Unsere freiheitliche Ordnung, aber auch unser Sozialstaat ist 

auf dieser Grundlage entstanden, nicht durch eine Anbindung an internationale O r-

ganisationen und ausländische Ger ichte. Diese bewährte Ordnung garantiert 

Rechtssicherheit und Stabilität und ist damit auch eine wichtige Rahmenbedingung 

für einen attraktiven und erfolgreichen Wirtschaftsstandort.  
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Wahlen am 8. März  
 

Kanton  Luzern  
Bei den Kantonsratswahlen  in Luzern  kann die SVP weiter zulegen , gewinnt 2 

Sitze dazu und ist neu mit 29 Sitzen im Parlament vertr eten.  

 

Bei den Regierungsratswahlen  schaffen  3 von 4 Bisherigen die Wiede rwahl im 

ersten Durchgang: Graf, CVP, Küng, FDP und Wyss, CVP.  

In den zweiten Wahlgang m üssen der parteilose Schwerzmann (Finanzdire ktor), 

sowie der SVP -Kandidat Paul Winiker, der nur 720 Stimmen dahinter liegt. Die SVP 

ist seit 8 Jahren nicht mehr in der Kantonsregierung vertreten, was sich nun ändern 

soll. Abgeschlagen ist die SP -Kandidatin  Zopfi. Der zweite Wahlgang fi ndet am 10. 

Mai statt, bei dem  der SVP -Kandidat Paul Winiker und der parteilose Marcel 

Schwerzmann gewählt werden.  

 
Kanton Appenzell Ausserrhoden  
Bei den Regierungsratswahlen  schafft  der bisherige SVP -Regierungsrat  Köbi Frei  

die Wiederwahl. Die Kantonsratsw ahlen finden am 12. April statt, wobei die SVP um 

3 Sitze zulegen kann.  

 
 

   Frühlin gsession 2015 (2 . -  2 0 . März )  
 

In der ersten Sessionswoche  wurde im Nationalrat Jean -Pierre Graber (SVP/BE), 

der auf Hansruedi Wandfluh nach rutscht, vereidigt. Nach dem Ständerat hat auch 

der Nationalrat einer Vorlage zugestimmt, wonach kleine Vereine von der Steuer 

befreit  werden sollen. Voraussetzung ist, dass sich der Verein ideellen Zwecken 
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widmet. Mit der Zustimmung des Nationalrates über nimmt die Schweiz entgegen 

dem Willen der SVP die EU -Verordnung zum europäischen Grenzüberwachungssy s-

tem EUROSUR. Im Weiteren ist der Nationalrat dem Ständerat gefolgt und hat d i-

verse Steuerinformationsabkommen sowie eine Reihe von neuen oder geänderten 

Doppelbesteuerungsabkommen zugestimmt.  

 

Im Nationalrat konnte bei der Umsetzung der Zweitwohnungs - Initiative ein Ko m-

promiss gefunden werden. In einer Vereinbarung haben SVP und FDP den Initianten 

Zugeständnisse gemacht, wenn diese auf ein Referendum verzich ten. Im Weiteren 

wurde die Volksinitiative "Schutz vor Sexualisierung in Kindergarten und Prima r-

schule" zur Ablehnung empfohlen. Nur die SVP -Fraktion äusserte Sympathien für 

die Forderung, die Sexualerziehung zur alleinigen Sache der Eltern zu erklären.  

 

Nach dem Nationalrat hat auch der Ständerat dem direkten Gegenvorschlag zur 

CVP- Initiative gegen die Heiratsstrafe zugestimmt. Die SVP lehnt den direkten G e-

genvorschlag ab und unterstützt die Initiative. Für den Ständerat stehen weder das 

Verhüllungsverbot  des Kantons Tessin noch die Einbürgerungsbestimmungen des 

Kantons Bern im Widerspruch zum Bundesrecht. Die Änderungen der jeweiligen 

Kantonsverfassungen wurden gutgeheissen. Im Weiteren stimmte er entgegen dem 

Willen der SVP der Zusammenarbeit mit dem Eur opäischen Unterstützungsbüro für 

Asylfragen (EASO) zu, welche Dublin -Staaten unterstützt, die wegen der Aufnahme 

von Asylsuchenden unter Druck sind.  

 

In der zweiten Sessionswoche  ist der Nationalrat bei der Vorlage zum NFA -

Ressourcenausgleich den Geberkant onen entgegengekommen. Diese sollen in der 

Periode 2016 bis 2019 134 Mio. CHF pro Jahr weniger in den Nationalen Finanzau s-

gleich einzahlen als bisher. Der Kompromiss des Nationalrats zur Umsetzung der 

Zweitwohnungsinitiative hat sich auch im Ständerat durc hgesetzt. Die wenigen ve r-

bleibenden Differenzen wurden ausgeräumt, damit kommt die Vorlage in die 

Schlussabstimmung. Da die Initianten auf ein Referendum verzichten, könnte das 

Gesetz Anfang 2016 in Kraft gesetzt werden.  

 

Der Nationalrat ist entgegen dem W illen der SVP der ständerätlichen Umsetzung s-

variante der Ausschaffungsinitiative gefolgt. Diese beinhaltet eine Härtefallklausel, 

mit welcher die meisten Ausschaffungen verhindert werden können. Volk und Stä n-

de hatten mit der Ablehnung des direkten Gegenvo rschlages genau eine solche Hä r-

tefallregel ung  abgelehnt. Ebenfalls entgegen dem Willen der SVP hat sich der Nati o-

nalrat für eine Änderung der Bundesverfassung und des Bürgerrechtsgesetzes zur 

erleichterten Einbürgerung von Ausländern der dritten Generation  ausgesprochen. 

2004 hatte das Stimmvolk erleichterte Einbürgerungen für die zweite Generation 

und automatische für die dritte Generation abgelehnt. Die Verfassungsänderung 

obliegt obligatorisch dem Referendum.  

 

Der Ständerat empfiehlt die "Milchkuh - Initia tive" zur Ablehnung. Mit der Volksiniti a-

tive sollen die Einnahmen aus der Mineralölsteuer vollständig dem Strassenverkehr 

zugutekommen. Entgegen dem Willen der SVP stimmte der Ständerat der Kultu r-

botschaft für die Zeit von 2016 bis 2020 zu. Der Bundesrat m öchte in den fünf Ja h-

ren insgesamt 1,12 Mrd. CHF für die Kulturförderung ausgeben.  

 

In der dritten Sessionswoche  hat der Ständerat bei der Umsetzung der Ausscha f-
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fungsinitiative die letzten Differenzen ausgeräumt. Der Nationalrat ist beim Kinde s-

unterhalt a uf die Linie des Ständerates eingeschwenkt: Sie hat zum Ziel, dass Ki n-

der unverheirateter Eltern beim Unterhalt künftig dieselben Rechte haben wie Ki n-

der von Ehepaaren.  

 

Beim Nationalen Finanzausgleich bleibt der Ständerat auf seiner harten Linie und 

lehnt  eine Senkung der Beiträge der Geberkantone zum zweiten Male ab. In der 

Schlussabstimmung hat der Ständerat zudem den direkten Gegenvorschlag zur 

CVP- Initiative gegen die Heirats -strafe überraschend abgelehnt. Der Entscheid fiel 

mit 22 zu 20 Stimmen bei ei ner Enthaltung. In der ersten Sessionswoche hatte der 

direkte Gegenvorschlag noch eine Mehrheit im Rat gefunden.  

 

Die Totalrevision des Landesversorgungsgesetzes wurde vom Ständerat einstimmig 

gutgeheissen. Die Behörden sollen rascher als heute eingreifen  können, um dr o-

hende oder bereits eingetretene Mangellagen abzuwenden. Der Nationalrat hat das 

totalrevidierte Gütertransportgesetz verabschiedet. Subventioniert werden noch 

Gleisanschlüsse und Verladeterminals. Da der Nationalrat nicht nur deren Bau, so n-

dern auch die Erneuerung unterstützen will, hat er die Mittel für die nächsten vier 

Jahre von 210 auf 250 Mio. CHF aufgestockt. Im Weiteren befürwortet der Nationa l-

rat strengere Regeln für den Derivatehandel. Er hat sich bei den Beratungen zum 

Finanzmarktin frastrukturgesetz FinfraG) gegen die von der SVP beantragten Au s-

nahmen ausgesprochen.  

 

Das revidierte Medizinalberufegesetz ist unter Dach und Fach. National -  und Stä n-

derat haben dem Antrag der Einigungskonferenz zugestimmt. Damit drohen Arbei t-

gebern auch  in Zukunft keine Bussen, wenn Ärzte ungenügende Sprachkenntnisse 

haben. Nach dem Ständerat hat auch der Nationalrat der Änderung des Kyoto -

Protokolls für die Zeit bis 2020 zugestimmt. Der Nichteintretensantrag der SVP 

wurde klar abgelehnt. Die Armee soll kleiner werden, aber voll ausgerüstet und 

rasch mobilisierbar sein. Der Ständerat hie ss die Weiterentwicklung der Ar mee 

(WEA) klar gut. Die Eckwerte hatte das Parlament schon früher beschlossen: Die 

Armee soll im Jahr höchstens 5 Mrd. CHF kosten und auf 10 0'000 Mann verkleinert 

werden.  

 

Mit den Schlussabstimmungen zu 19 Vorlagen wurde die Frühjahrssession 2015 a b-

geschlossen. Verabschiedet wurden unter anderem mit Hilfe der SVP das Bundesg e-

setz über Zweit wohnungen, mit dem die Zweitwohnungsinitiative umgese tz t wird; 

die Änderung des Bundes gesetzes über die Gewinnbesteuerung von juristischen 

Personen mit ideellen Zwecken, mit der kleine Vereine von der Steuer befreit we r-

den sowie der Bundesbeschluss über die Genehmigung des Abkommens mit Kosovo 

zur Bekämpfung  der Kriminalität. Ebenfalls zugestimmt jedoch entgegen dem Willen 

der SVP, wurde der Änderung des Strafgesetzbuches sowie des Militärstrafgesetzes, 

mit der die Ausschaffungsinitiative hätte umgesetzt werden sollen; dem Bundesb e-

schluss über die Volksinitia tive "Zur Durchsetzung der Ausschaffung krimineller Au s-

länder", mit dem die Initiative zur Ablehnung empfohlen wird sowie der Änderung 

des Zivilgesetzbuches, mit dem die Kinder unverheirateter Eltern beim Unterhalt s-

recht bessergestellt werden.  
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APRIL  

 

 

Kan tonsratswahlen im Kanton  Appenzell Ausserrhoden  vom 12. April  
Bei den Kantonsratswahlen  macht  die SVP 1 Sitz gut und ist jetzt mit 11 Sitzen 

von 65 vertreten.  

 
Wahlen im Kanton Zürich  vom 12. April  
Bei den Kantons -  und Regierungsratswahlen  in Zürich kann d ie SVP überze u-

gen:  

Beide Regierungsräte (Kägi und Stocker) werden  komfortabel wiederg ewählt. Bei 

den Kantonsratswahlen kann die SVP ihre 54 Sitze halten . Die FDP kann einen gro s-

sen Erfolg verbuchen und kann 8 Sitze gut machen. Hingegen erleiden Gr üne und 

Grünliberale empfindliche Verluste.  

 
 
Wahlen im Kanton Tessin vom 19. April  
Im Tessiner Regierungsrat kann  die SVP keinen Sitz gewinnen. Im Grossrat  hält  die 

SVP die Fraktionsstärke zusammen mit der AL (5 Sitze), allerdings verliert sie au f-

grund dieser Li stenverbindung mit der AL zwei UDC -Sitze.  

 
 
Delegiertenversammlung in Fribourg  ( FR) vom 18 . April 201 5  
ĂArbeitsplätze sichern ï keine neuen Steuern ñ 

Die SVP hat an der Delegiertenversammlung zwei Parolen im Hinblick auf die Volk s-

abstimmung vom 14. Juni 2015 gefasst. Sie lehnt eine nationale Erbschaft s-

steuer mit 324 zu 0 Stimmen ab , da diese die Kantonshoheit angreif t  und j edes 

Jahr tausende Arbeitsplätze gefährden würde. Die Revision des Radio -  und 

Fernsehgesetze s lehnt sie mit 315 zu 1 Stimme  ab , da damit fa ktisch eine von 

der Nutzung unabhängige Mediensteuer eingeführt würde und der Bunde srat freie 

Hand erhielte, die heute schon hohe Abgabe nach Belieben weiter zu erh öhen.  

 

Die Parteigremien der SVP Schweiz treffen  sich  in Fribourg  zu verschiedenen Si t-

zungen . Der Zentralvorstand fasst  dabei abschliessend die Parolen der Partei zur 

St ipendieninitiative  und zum Verfassungsartikel über die  Fortpflanzungsmedizin 

und Gentechnologie im Humanbereich ( Präimplantationsdiagnostik ), über we l-

che am 14. Juni 2015 abgestim mt wird. Während die Stipendieninitiative ei n-

stimmig abgelehnt  wird, beschliesst  der Zentralvorstand bei der Präimplantat i-

onsdia g nostik nach intensiver Diskussion mit 36 zu 25 Stimmen die Nein -

Parole . 
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Delegiertenversammlung in Fribourg . 

 

 

MAI  
 

 

    Son dersession 201 5  ( 4 . ï 6 . Mai)  
 

Der Nationalrat hat am Montag entgegen dem Willen der SVP ganz knapp einer Ve r-

fassungsänderung für eine aktivere Jugendpolitik von Bund und Kantonen zug e-

stimmt. Stimmt auch der Ständerat der Verfassungsänderung zu, wird das S tim m-

volk das letzte Wort haben. Abgelehnt wurde ein Vorschlag beim Zivildienstgesetz, 

welche die Dienstleistenden an Schulen einsetzen wollte. Bundesrichter und Bu n-

desanwälte haben  zudem  künftig das Recht auf eine Abgangsentschädigung von bis 

zu einem Jahr eslohn, wenn sie ohne gravierendes Verschulden nicht wiedergewählt 

werden. Nach dem Ständerat hat auch der Nationalrat entgegen dem Willen der 

SVP einer entsprechenden Regelung zugestimmt.  

 

Der Bund soll 2016 gegenüber dem Finanzplan rund 500 Millionen Fr anken einsp a-

ren. Der Nationalrat hat ein Sparpaket in diesem Umfang gutgeheissen. Anträge der 

SVP und der FDP  die versuchten  die Ausgaben des Bundes im Jahr 2016 auf dem 

Niveau von 2014 bei 64 Milliarden Franken zu plafonieren, fanden keine Mehrheit, 

obwoh l die Forderung Teil des angekündigten "bürgerlichen Schulterschlusses" zw i-

schen den Präsidenten von SVP, FDP und CVP ist. Die CVP hat diesen Schulte r-

schluss jedoch gebrochen und gegen die Anträge gestimmt. Im Weiteren stimmte 

der Nationalrat einem Kredit von 129 Mio. CHF für die drei Genfer Zentren für S i-

cherheits -  und Friedenspolitik für den Zeitraum 2016 -2019 zu.  
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Medienkonferenz vom 19. Mai  
ĂSommarugas Asylchaos endlich ein Ende setzen!ñ 

Mit der von SP -Bundesrätin Sommaruga betriebenen Asylpolitik werd en Missbrä u-

che  gefördert. Profitiert haben  Wirtschaftsmigranten, Schlepperbanden und die 

Asylindustrie in der Schweiz. Die jährlichen Kosten von rund 6 Milliarden Fra nken 

für die Asyl -  und Entwicklungsindustrie bezahlen die Schweizer Steuerzahler . Au f-

grund  der Anerkennungsquote von 60% (dreimal höher als noch im Jahr 2012) 

muss bei 30ó000 Asylbewerbern im Jahr 2015 mit zusªtzlichen +18ó000 Personen 

gerechnet werden. Diese können langfristig in der Schweiz bleiben und ve rursachen 

damit Mehrkosten im Umfang v on rund 600 Millionen Franken pro Jahr. Die Veran t-

wortung für dieses Schlamassel trägt die politische Führung des Eidgenöss ischen 

Polizei -  und Justizdepartements um Bundesrätin Sommaruga.  

 

 

Medienkonferenz vom 26. März  
ĂBundesrat verweigert Umsetzung der Zuwanderungsbeschrªnkungñ 

Die Vorlage des  Bundesrates zur Umsetzung der neuen Verfassungsbestimmung zur 

eigenständigen Steuerung der Zuwanderung (Art. 121 a BV) missachtet den Volk s-

willen. Das Ziel einer Steuerung und Senkung der Zuwanderung wird damit nich t 

erreicht. Unhaltbar ist, dass der Bundesrat die Begrenzung der Zuwanderung aus 

der EU von der Zustimmung der EU abhängig machen will. Die SVP ruft den Bu n-

desrat auf, die Verfassungsbestimmung nun endlich ohne Wenn und Aber rasch und 

wirkungsvoll umzusetz en. Die sich eintrübende Wirtschaftslage und der gegenüber 

dem Ausländeranteil doppelt so hohe Anteil von Ausländern in unseren Sozialwe r-

ken verschärfen den Handlungsbedarf zusätzlich.  

 

 
  Nationalräte Parmelin, Brunner, Amstutz und Brand . 
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JUNI  

 

 

   Eidgenössische Abstimmung vom 14. Juni 2015  

 

Erbschaftssteuerinitiative: Ein NEIN zum gefrässigen Staat  

Die SVP freut sich über die klare Abfuhr der Bevölkerung an die Adresse  dieses li n-

ken und einmal mehr die Steuerhoheit der Kantone beschneidende n Initiati vbege h-

ren s. Dem g efrässigen und überbordenden Staat und dem damit einhergehenden 

Bürokrati eschub wurde durch Volk und Stände eine Absage erteilt. Die Initiative 

hätte alle Steuerzahler zusätzlich belastet. Die Ablehnung der Initiative ist aber 

auch ein kla res Zeichen zugunsten eines konkurrenzfähigen Werk -  und Finanzpla t-

zes Schweiz. Der Bundesrat hat nun endlich auch seine Kompetenzen für einen we i-

teren Bür okratieabbau und eine Deregulierung zu nutzen. Er kann Verordnungen in 

eigener Regie und in kurzer Zei t anpassen. Dies sollte er in der heutigen Zeit der 

Euro -Schwäche endlich tun. Führung ist gefragt. Solche kleinen, pragmatischen Ze i-

chen und Massnahmen helfen den liberalen Arbeitsmarkt zu stärken und Arbeit s-

plätze in der Schweiz zu erhalten.  

 

Zustimmung  zur PID ï enge Schranken zu beachten  

Die SVP nimmt die Annahme der Änderung der Bundesverfassung im Bereich der 

Fortpflanzungsmedizin und Gentechnologie im Humanbereich zur Kenntnis. Den B e-

denken der Gegner der grenzenlosen Fortpflanzungsmedizin ist jedoc h künftig 

Rechnung zu tragen. Der Entscheid, ob Menschen mit Behinderungen geboren we r-

den oder nicht, ist ein schwerwiegender. Der darum versprochene enge Rahmen bei 

der Umsetzung dieser neuen Verfassungsbestimmung ist nun auch in der Praxis 

einzuhalten.  

 

Schiffbruch für masslose Stipendieninitiative  

Volk und Stände erteilen  der Stipendieninitiative mit über 70 % eine klare Abfuhr. 

Die Vergabe von Stipendien ist Sache der Kantone. Das NEIN zur Initiative ist de s-

halb ein klares Ja zur Stärkung des Föderalis mus und der damit einherg ehenden 

Autonomie und Selbstbestimmung der Kantone. Ebenfalls ist es eine Absage an den 

Ausbau des Versorgerstaates für Studierende und ein Appell an die Eigenverantwo r-

tung.  

 

JA zur Mediensteuer ï JA zur Transparenz und Bescheiden heit  

Die SVP ist enttäuscht über die knappe Annahme der neuen Mediensteuer. Die 

massive Propaganda von Bundesrat, Verwaltung und SRG hat leider verfangen. Der 

Bundesrat hat das Versprechen von einer Kostensenkung für die Gebührenzahler 

nun umzusetzen. Die  massive Kritik an der SRG im Verlauf des Abstimmungskam p-

fes und das knappe Resultat verlangen trotzdem eine Kurskorrektur. Dies gilt auch 

für die in den letzten Jahren penetranten Selbstinszenierungen und die Überhe b-

lichkeit der SRG -Vertreter in vielen ei genen Sendungen. Die SVP verlangt jetzt die 

lªngst ¿berfªllige Diskussion ¿ber den ĂService Publicñ, unter Ber¿cksichtigung der 

unterschiedlichen Bedürfnisse und Gegebenheiten der Sprachregionen sowie die 
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Rolle der SRG im Bereich der elektronischen Medien.  Zweitens will die SVP Transp a-

renz in Bezug auf die SRG -Finanzen.  

 

 

    Sommersession 201 5  (0 1 . ï 1 9 . Juni)  
 

Lässt sich ein Paar scheiden, sollen Ehefrauen und -männer, die wegen der Betre u-

ung von gemeinsamen Kindern nicht erwerbstätig gewesen sind, bei d er Vorsorge 

bessergestellt werden. Das hat in der ersten Sessionswoche  nach dem St änderat 

auch der Nationalrat be schlossen und eine entsprechende Vorlage verabschiedet. 

Abgelehnt wurde vom Ständerat hingegen die Volksinitiative "Schutz vor Sexualisi e-

rung i m Kindergarten und Primarschule". Im Weiteren hat der Ständerat Kredite im 

Umfang von ru nd 468 Millionen Franken für Ar meebauten oppositionslos bewilligt. 

Über die Immobilienbotschaft des VBS muss nun noch der Nationalrat entscheiden.  

 

Ebenso soll die Arm ee weiterhin die zivilen Behörden am World Economic Forum 

(WEF) in Davos unterstützen. Der Ständerat hat eine Vorlage dazu als Erstrat di s-

kussionslos ange nommen. Diese sieht vor, in den Jahren 2016 bis 2018 jeweils bis 

zu 5000 Armeeangehörige einzusetzen. Der Nationalrat hat die Kulturbotschaft und 

deren Finanzierung gutgeheissen. Die SVP hatte mit ihren Kürzungsanträgen keine 

Chance. Somit unterstützt der Bund in den kommenden fünf Jahren das Schweizer 

Kulturschaffen mit rund 1,13 Milliarden Franken. Das s ind gegenüber der Förderp e-

riode 2012 bis 2015 rund 3,4 Prozent mehr.  

 

Entgegen  dem Willen der SVP hat der Nationalrat die "Milchkuh - Initiative " mit 97 zu 

65 Stimmen bei 11 Enthaltungen abgelehnt . Mit nur zwei Stimmen Unterschied 

scheiterte zudem die von d er SVP geforderte Verknüpfung mit dem National stra s-

sen -  und Agglomerationsver kehrs -Fonds (NAF). Dies hätte es erlaubt, einen Gege n-

vors chlag auszuarbeiten. Im Seilzie hen um die Beiträge für den Finanzausgleich 

zeichnet sich weiterhin keine Einigung ab. Der Nationalrat beharrt darauf, die G e-

berkantone um jährlich 134 Millionen Franken zu entlasten. Der Nationalrat hat den 

neuen Vorschlag des Bundesrates f ür die Revision des Unfallversi cherungsgesetzes 

mit Unterstützung der SVP angenommen. Im ersten Anl auf war  die Revi sion 2011 

gescheitert.  

 

Der Ständerat will, dass der Gütertransport weiterhin zu den Kernaufgaben der SBB 

gehört. Bei der Beratung des Gütertransportgesetzes hat er den Vorschlag des 

Bundesrats abgelehnt, die Pflichten der SBB auf Infrastruktur u nd Personenverkehr 

zu beschränken. Der Nationalrat hatte dem zugestimmt. Das Gütertransportgesetz, 

das neue Regeln für den Güterverkehr festschreibt, war aber im Grundsatz unb e-

stritten. Weiter hat d er Ständerat als Zweitrat entge gen dem Willen der SVP eine n 

Rahmenkredit von 148 Millionen Franken für den weltweiten Umweltschutz in den 

Jahren 2015 bis 2018 gutgeheissen Der grösste Teil des Geldes fliesst in den Glob a-

len Umweltfonds. Eine SVP -Minderheit, welche aufgrund des starken Schweizer 

Frankens den Rahme nkredit auf 129 Millionen Franken kürzen wollte, scheiterte. Im 

Weiteren wurde das Bahnabkommen zwischen der Schweiz und Frankreich betre f-
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fend der Strecke Genf -Annemasse vom Parlament angenommen.  

 

Die Revision des Sanktionenrechts ist bereit für die Schlu ssabstimmung. Der Nati o-

nalrat ist in der zweiten Sessionswoche  bei der Differenzbereinigung dem Stä n-

derat gefolgt. Geldstra fen können weiterhin bedingt ausgesprochen werden. Sie 

werden bloss etwas zurückge drängt, indem sie nur bis höchstens sechs Monate 

ausgesprochen werden können. Kurze Freiheitsstrafen gibt es zwar wieder, Gel d-

strafen haben aber weiterhin Vorrang. Die SVP lehnt die Vorlage ab, da sie in dieser 

Form nichts bringt. Zudem genehmigte der Ständerat einstimmig die Staatsrec h-

nung 2014 und stockt e trotz der finanziell angespannten Lage des Bundes die Nac h-

tragskredite für 2015 auf.  

 

Der Standort Schweiz soll in den Jahren 2016 bis 2019 mit r und 374 Millionen Fra n-

ken geför dert werden. Anträge, den Beitrag zu kürzen oder zu erhöhen, blieben 

chancenlo s. Stimmt auch der Ständerat zu, ist die Vorlage beschlossen. Der Stä n-

derat will die AHV -Renten nicht um zehn Prozent erhöhen. Er lehnte die Volksiniti a-

tive "AHVplus -  für eine starke AHV" mit 33 zu 11 Stimmen ab. Der Ständerat hat 

als Erstrat das Strafreg istergesetz beraten. Damit soll der Zugang zum Strafregister 

neu geregelt werden. Mehr Behörden als heute sollen auf die Einträge zugreifen 

können, dabei aber nur jene Informationen er halten, die sie wirklich benöti gen. Aus 

der Vorlage gestrichen wurde jed och das Strafregister für Unternehmen.  

 

Die Differenzen beim Transplantationsgesetz sind bereinigt. Das Parlament hält am 

heutigen System fest, wonach eine Organentnahme nur mit Zustimmung möglich 

ist. In der Schweiz versicherte Grenzgänger sollen künftig  bei der Zuteilung v on O r-

ganen nicht mehr benachtei ligt werden. Neben dem Ständerat empfiehlt auch der 

Nationalrat ein Nein zur Volksinitiative der CVP für die Abschaffung der Heiratsstr a-

fe. Er hiess mit 97 zu 72 Stimmen den Antrag der Einigungskonferenz g ut. Zug e-

stimmt hat der Nationalrat wie der Ständerats bereits vor ihm der Aufstockung von 

zwei Nachtragskrediten. Insgesamt h eisst  das Parlament für 2015 Nachtragskredite 

in der Höhe von 115,8 Millionen Franken gut. Oppositionslos genehmigte der Nati o-

nalra t zudem die Staatsrechnung 2014.  

 

Im Seilziehen um den Nationalen Finanzausgleich (NFA) 2 016 bis 2019 hat sich das 

Parla ment in der dritten Sessionswoche  geeinigt. Der Grundbeitrag für den Re s-

sourcenausgleich soll insgesamt um 165 Millionen Franken pro Jah r gesenkt we r-

den. Der Bund wird dadurch um 98 Millionen, die Geberkantone um 67 Millionen 

Franken entlastet. Der Ständerat hat die Revision des Asylgesetzes fertig beraten. 

Ziel der Asylref orm wäre die Verkürzung der Ver fahren. Nur die SVP hat die Vorlage 

kritisiert, welche realitätsfern  ist und vor allem den Asyl bewerbern mehr Rechte 

gibt. Diese erhalten uneingeschränkt kostenlose Beratung und Rechtsvertretung. 

Der Nationalrat stellt sich hinter da s Rüstungsprogramm 2015, das Be schaffungen 

für insgesamt 54 2 Millionen Franken vorsieht. Im Programm enthalten ist der Kauf 

von 879 leichten geländegängigen Motorfahrzeugen für 271 Millionen Franken. A b-

gelehnt wurde hingegen eine SP -Motion, welche verlangte, Tr ansportflugzeuge oder 

Transport helikopter für die Frie densförderung zu kaufen. Der Bund spart nächstes 

Jahr 635 Millionen Franken.  

 

Der Nationalrat hat am Mittwoch als Zweitrat der Änderung des Bundesgesetzes 

betreffend die Überwachung des Post -  und Fernmeldeverkehrs (BÜ PF) zugestimmt. 
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Die Strafverfol gungsbe hörden sollen damit mehr Möglichkeiten zur Überwachung 

Verdächtiger bekommen. Entgegen dem Willen der SVP angenommen wurde auch 

das Finanzmarktinfrastrukturgesetz (FinfraG). Damit übernimmt die Schweiz inte r-

nationale Standards für Börsen und andere Handels systeme und Regeln für Mar k-

teilnehmer. Der Ständerat empfiehlt mit 32 zu 10 Stimmen ein Nein zur Volksiniti a-

tive "Keine Spekulation mit Nahrungsmitteln" der JUSO und das ohne Gegenvo r-

schlag. Der Ständerat hat es entgegen dem Willen der SVP abgelehnt, das C assis -

de-Dijon -Prinzip für Lebensmittel aufzuheben . In der EU hergestellte Lebensmittel 

sollen weiterhin in der Schweiz verkauft werden dürfen, auch wenn sie Sch weizer 

Standards nicht erfüllen . Nun muss sich der Nationalrat wieder mit der Vorlage b e-

fassen.   

 

Nach dem Nationalrat hat auch der Ständerat entgegen dem Willen der SVP einer 

Ausweitung der Antirassismus strafnorm  zugestimmt. Im Nationalrat gibt es keine 

Einigkeit über die Weiterentwicklung der Armee (WEA). Da die Mitte -Links -Mehrheit 

der Armee die Sicherung der Mittel für die Erfüllung des Verfassungsauftrags ve r-

weigert hatte, musst e die SVP die Vorlage in der Ge samtabstimmung zusammen 

mit der Linken ablehnen. Nicht einmal die finanzielle Sicherung von 5 Milliarden 

Franken und damit einen Minimalbes tan d von 100ó000 einsatzfªhigen Armeeang e-

hörigen wäre mit der Vorlage garantiert gewesen. Der Nationalrat ist äusserst 

knapp entgegen dem Wi llen der SVP auf den wirtschaftsfeindlichen Gegenvorschlag 

zur Volksiniti ative "Für eine nachhaltige und ressourcene ffiziente Wirtschaft (Grüne 

Wirtschaft)" eingetr eten. Der Entscheid fiel mit Stichentscheid des Präsidenten (SP).  

 

Nach jahrelangem Hickhack hat das Parlament die Stär kung des Konsumente n-

schutzes be reinigt. Wer Waren per Telefon bestellt, soll ein Widerru fsr echt von 14 

Tagen haben. Bis zu letzt umstritten war die Frage, ob Konsumenten eine Entsch ä-

digung bezahlen müssen, wenn sie den erworbenen Gegenstand vor Rückgabe g e-

nutzt hab en. Der Vorschlag der Einigungs konferenz sieht nun vor, dass Konsume n-

ten nur dan n eine Entschädigung bezahlen sollen, wenn sie einen Gegenstand mis s-

bräuchlich verwenden. Ebenfalls abgeschlossen wurde die Vorlage zum elektron i-

schen Patientendossier. Spitäler und Pflegeheime müssen künftig  solche Dossiers 

anbieten. Für Arztpraxen ist di es freiwillig. Auf dem Bundeshaus soll immer eine 

Schweizerfahne wehen. Der Ständerat überwies als Zweitrat stillschweigend eine 

entsprechende SVP-Motion. Heute werden nur während den Sessionen die Fahnen 

am Parlamentsgeb äude ge hisst. Abgelehnt wurde hinge gen eine weitere Motion der 

Partei, welche dem Bund einen Per sonalstopp verordnen wollte.  

 

Mit den Schlussabstimmungen zu 29 Vorlagen wurde di e Sommersession 2015 a b-

geschlos sen. Verabschiedet wurden mit Hilfe der SVP unter anderem die Bundesg e-

setze über d as Konsolidierungs -  und Aufgabenüberprüfungspaket (KAP) sowie jenes 

über das elektronische Patientendossier. Entgegen dem Willen der SVP bes chlossen 

wurden zudem die Ableh nungsempfehlungen zu den Volksinitiativen "Für Ehe und 

Familie -  gegen die Heiratsstr afe", "Für eine faire Verkehrsfinanzierung (Milchkuh -

Initiative)" sowie "Schutz vor Sexualisierung in Kindergarten und Primarschule". 

Zugestimmt wurde auch den Grundlagen für die masslose Kulturförderung in den 

Jahren 2016 -2020, der Änderung de s Sanktionen rechts, sowie mehre rer geänderter 

Doppelbesteuerungsabkommen, welche d en automatischen Informationsau stausch 

weiter vorantreiben.  
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Medienkonferenz  vom 30. Juni  

ĂMissbrauch und ausufernde Sozialindustrie stoppen -  Hilfe für die wirklich 

Bed¿rftigen sichernñ 

Die SVP stellt anlässlich einer Pressekonferenz ihr neues Sozialhilfepapier z uhanden 

der Kantone vor . Die Sozialhilfe hat sich wegen dem grossen Einfluss der Soziali n-

dustrie von einer staatlichen Übergangshilfe für Personen in Notlage zu einem 

Ăstaatlichen Grundeinkommenñ gewandelt. Die Kosten der Sozialhilfe haben sich in 

den letzten zehn Jahren verdoppelt. Die grosszügige Aufnahme von Asyls uchenden 

in unser  Land und die ungebremste Masseneinwanderung werden in den näch sten 

Jahren eine Kostenexplosion bei  der Sozialhilfe nach sich ziehen, welche die arbe i-

tende Bevölkerung zu bezahlen hat. Die Sozialindustrie, die Exekutiven und die a n-

deren Parteien nehmen ohne wirksame Gegenmassnahmen wachsende Ressent i-

ments und zunehmende soziale Spannungen in Kauf. Die S VP will, dass die Sozia l-

hilfe wieder zu dem wird, was sie ursprünglich war: Eine Übergangshilfe zur Selbs t-

hilfe vor Ort für die wirklich Bedürftigen.  

 

 
Nationalräte Thomas Müller, Céline Amaudruz, Toni Brunner und Albert Rösti . 

 

 

JULI  

 

Delegiertenversamml ung in Kerns (OW) vom 4. Juli 2015  
ĂMass halten! Zuwanderung steuern.ñ 

Diese Delegiertenversammlung steht ganz im Zeichen der Asyl -  und Ausländerpol i-

tik. Mit der Zuwanderungsbegrenzung muss endlich vorwärts gemacht werden. 

Deshalb kündigt die SVP an, Bunde spräsidentin Sommaruga einen Brief zu schre i-

ben mit den Forderungen der SVP. Die Delegierten können diesen Brief am Parte i-

tag  unterzeichnen und auch noch zusätzliche Punkte einbringen.  
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 Delegiertenversa m mlung in Kerns  

 

 

SVP bi de Lüt in der Bahnhofshall e Zürich  vom 29. Juli 2015  
Impressionen von der grössten Veranstaltun g ĂSVP bi de L¿tñ am Z¿richer Haup t-

bahnhof mit Präsentation des neuen Freiheits -Song  von Willy Vogel ĂWo e Willy 

isch, isch ou e Wäg ñ. Nationalrªtin Natalie Rickli spricht ¿ber den Wert der Freiheit.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 








































































